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Verpflichtung zur Zusammenarbeit 

§ 30. (1) Die FMA hat mit den zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zusammenzuarbeiten und diesen Behörden Amtshilfe zu leisten, wann immer das zur 
Wahrnehmung der in der Richtlinie 2014/92/EU festgelegten Aufgaben der FMA und der anderen 
zuständigen Behörden erforderlich ist. Insbesondere hat die FMA mit den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten Informationen auszutauschen und bei Ermittlungen oder der Überwachung 
zusammenzuarbeiten. Die FMA hat dabei von ihren Befugnissen Gebrauch zu machen, die ihr nach 
diesem Bundesgesetz oder anderen gesetzlichen Bestimmungen eingeräumt werden. 

(2) Wenn die FMA Informationen mit anderen zuständigen Behörden austauscht, kann sie bei der 
Übermittlung der Informationen darauf hinweisen, dass diese nur mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung 
veröffentlicht werden dürfen. In diesem Fall dürfen die Informationen nur für die Zwecke, für die die 
Zustimmung erteilt wurde, ausgetauscht werden. 

(3) Die FMA darf die empfangenen Informationen an die anderen zuständigen Behörden 
weiterleiten. Die FMA darf diese Informationen jedoch nur mit ausdrücklicher Zustimmung der 
zuständigen Behörden, die sie übermittelt haben, und nur für die Zwecke, für die diese Behörden ihre 
Zustimmung gegeben haben, an andere Stellen oder natürliche oder juristische Personen weitergeben. 
Davon ausgenommen sind gebührend begründete Fälle, in denen die FMA unverzüglich die zuständige 
Behörde, die die Information übermittelt hatte, zu unterrichten hat. 

(4) Die FMA kann ein Ersuchen auf Zusammenarbeit bei der Durchführung einer Ermittlung oder 
einer Überwachung oder auf Austausch von Informationen gemäß den Abs. 1 und 2 nur ablehnen, wenn 

 1. die Ermittlung, die Überprüfung vor Ort, die Überwachung oder der Austausch der 
Informationen die Souveränität, die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung Österreichs 
beeinträchtigen könnte; 

 2. aufgrund derselben Handlungen und gegen dieselben Personen bereits ein Verfahren vor einem 
österreichischen Gericht anhängig ist; 

 3. in Österreich gegen die betreffenden Personen aufgrund derselben Handlungen bereits ein 
rechtskräftiges Urteil ergangen ist. 

(5) Im Falle einer Ablehnung gemäß Abs. 4 teilt die FMA dies der ersuchenden zuständigen Behörde 
mit und übermittelt ihr möglichst genaue Informationen. 


